
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten René Springer, Norbert Kleinwächter, 
Jürgen Pohl, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/26912 –

Arbeitslosengeld II – Leistungsberechtigung von EU-Ausländern

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In der Bestandsstatistik zur Grundsicherung für Arbeitssuchende der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) wurden für August 2020 insgesamt 435 733 Auslän-
der aus dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), der Schweiz und dem 
Vereinigten Königreich als Regelleistungsberechtigte (RLB) geführt (vgl. 
https://statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_F
ormular.html?topic_f=migrationsmonitor). Regelleistungsberechtigte sind Per-
sonen mit Anspruch auf Gesamtregelleistung (Arbeitslosengeld II oder Sozial-
geld). Die Gesamtregelleistung setzt sich aus Arbeitslosengeld II für erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte (ELB) und Sozialgeld für nicht erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte (NEF) zusammen (vgl. https://statistik.arbeitsagentur.de/
DE/Statischer-Content/Grundlagen/Definitionen/Glossare/Generische-Publika
tionen/Gesamtglossar.pdf?__blob=publicationFile).

 1. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich werden zum Stichtag 31. De-
zember 2020 (beziehungsweise dem zuletzt verfügbaren Zeitpunkt) als 
Regelleistungsberechtigte (RLB) in der Bestandsstatistik zur Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende geführt, und wie hat sich deren Zahl in den 
Jahren 2010 bis 2020 jeweils entwickelt (bitte getrennt nach Jahren und 
in absoluten sowie relativen Zahlen angeben)?

 2. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich werden zum Stichtag 31. De-
zember 2020 als erwerbsfähige Leistungsempfänger (ELB) in der Be-
standsstatistik zur Grundsicherung für Arbeitssuchende geführt, und wie 
hat sich deren Zahl in den Jahren 2010 bis 2020 jeweils entwickelt (bitte 
getrennt nach Jahren und in absoluten sowie relativen Zahlen angeben)?
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 3. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich werden zum Stichtag 31. De-
zember 2020 als nicht erwerbsfähige Leistungsempfänger (NEF) in der 
Bestandsstatistik zur Grundsicherung für Arbeitssuchende geführt, und 
wie hat sich deren Zahl in den Jahren 2010 bis 2020 jeweils entwickelt 
(bitte getrennt nach Jahren und in absoluten sowie relativen Zahlen ange-
ben)?

Die Fragen 1 bis 3 werden gemeinsam beantwortet.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) gab es in Deutschland im November 2020 (aktuellste endgültige Daten) 
rund 426 000 Regelleistungsberechtigte (RLB) mit einer ausländischen Staats-
angehörigkeit eines Landes des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR), der 
Schweiz oder des Vereinigten Königreiches. Davon waren rund 310 000 er-
werbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) und rund 116 000 nicht erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte. Für Zeitreihenvergleiche werden Jahresdurchschnittswer-
te verwendet. Am aktuellen Rand (Jahr 2020) wird ein Durchschnitt der 11 Mo-
nate von Januar bis November 2020 gebildet.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 1 im Anhang zu entnehmen.

 4. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich werden zum Stichtag 31. De-
zember 2020 als erwerbsfähige Leistungsempfänger in der Bestandssta-
tistik zur Grundsicherung für Arbeitssuchende jeweils geführt, die

a) sozialversicherungspflichtig beschäftigt,

b) ausschließlich geringfügig beschäftigt

sind, und wie hat sich deren Zahl in den Jahren 2010 bis 2020 jeweils 
entwickelt (bitte getrennt nach Jahren und in absoluten sowie relativen 
Zahlen angeben)?

Erwerbstätige ELB sind erwerbsfähige Regelleistungsberechtigte in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende, die Arbeitslosengeld II beziehen und zugleich 
über zu berücksichtigendes Einkommen aus abhängiger Erwerbstätigkeit (Brut-
toeinkommen) und/oder über verfügbares Einkommen aus selbständiger Tätig-
keit (Betriebsgewinn) verfügen.
Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es in Deutschland im 
August 2020 (aktuellste Daten) rund 59 000 sozialversicherungspflichtig und 
rund 28 000 ausschließlich geringfügig beschäftigte ELB mit einer ausländi-
schen Staatsangehörigkeit eines Landes des Europäischen Wirtschaftsraumes 
(EWR), der Schweiz oder des Vereinigten Königreiches. Für Zeitreihenverglei-
che werden Jahresdurchschnittswerte verwendet. Am aktuellen Rand (Jahr 
2020) liegen erst Daten für acht Monate (bis August 2020) vor. Aus diesem 
Grund kann für das Jahr 2020 noch kein Jahresdurchschnitt ausgewiesen wer-
den.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 2 im Anhang zu entnehmen.
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 5. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich werden zum Stichtag 31. De-
zember 2020 als erwerbsfähige Leistungsempfänger in der Bestandssta-
tistik zur Grundsicherung für Arbeitssuchende geführt, die vor dem Leis-
tungsbezug einer selbstständigen Tätigkeit nachgegangen sind, und wie 
hat sich deren Zahl in den Jahren 2010 bis 2020 jeweils entwickelt (bitte 
getrennt nach Jahren und in absoluten sowie relativen Zahlen angeben)?

Diese Frage lässt sich auf Basis der Grundsicherungsstatistik nicht beantwor-
ten. Als Näherungslösung zur Beantwortung der Frage können aus der Arbeits-
losenstatistik der BA die Arbeitsuchenden (im Bestand) im Rechtskreis SGB II 
herangezogen werden, die aus Selbständigkeit zugegangen waren. Im Februar 
2021 (aktuellste Daten) gab es rund 15 000 Arbeitsuchende im SGB II, die aus 
Selbständigkeit zugegangen waren und eine ausländische Staatsangehörigkeit 
eines Landes des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR), der Schweiz oder 
des Vereinigten Königreiches hatten.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 3 im Anhang zu entnehmen.

 6. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich werden zum Stichtag 31. De-
zember 2020 als erwerbsfähige Leistungsempfänger in der Bestandssta-
tistik zur Grundsicherung für Arbeitssuchende geführt, die sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt sind und

a) weniger als 1 000 Euro,

b) weniger als 700 Euro,

c) weniger als 400 Euro verdienen?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im August 2020 
(aktuellste Daten) in Deutschland rund 59 000 sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte ELB mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit eines Landes des 
Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR), der Schweiz oder des Vereinigten Kö-
nigreiches. Von diesen Personen hatten rund 4 000 ein Bruttoerwerbseinkom-
men aus abhängiger Beschäftigung von weniger als 400 Euro, insgesamt rund 
18 000 hatten weniger als 700 Euro und insgesamt rund 33 000 hatten weniger 
als 1 000 Euro.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 2 im Anhang zu entnehmen.

 7. Ab welchem monatlichen Einkommen beziehungsweise welcher Anzahl 
wöchentlicher Arbeitsstunden eines Ausländers aus dem Europäischen 
Wirtschaftsraum, der Schweiz und dem Vereinigten Königreich geht die 
Bundesagentur für Arbeit nicht mehr von einer völlig untergeordneten 
und unwesentlichen Tätigkeit und damit im Sinne der europäischen Vor-
schriften zur Arbeitnehmerfreizügigkeit von einer Arbeitnehmereigen-
schaft aus?

Die Arbeitnehmereigenschaft richtet sich nach Art. 45 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und der Rechtsprechung des 
Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) hierzu. Dies umfasst auch die 
Rechtsprechung des EuGHs zum Vorliegen einer untergeordneten und unwe-
sentlichen Tätigkeit. Der EuGH verlangt eine Einzelbetrachtung anhand der 
Gesamtumstände des jeweiligen Arbeitsverhältnisses. Diese auf die Gesamtum-
stände des jeweiligen Einzelfalls abstellende Rechtsprechung des EuGHs wird 
von der BA beachtet und in ihren auch auf ihrer Webseite eingestellten Weisun-
gen dargestellt.
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 8. Wie viele Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich befanden sich nach Kenntnis 
der Bundesregierung am 31. Dezember 2020 bereits länger

a) als ein Jahr,

b) als zwei Jahre,

c) als drei Jahre,

d) als vier Jahre,

e) als fünf Jahre,

f) als zehn Jahre

im Regelleistungsbezug (Verweildauer im Regelleistungsbezug mit einer 
maximalen Unterbrechung von 31 Tagen)?

Nach Angaben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im Juni 2020 (aktu-
ellste Daten) rund 444 000 Regelleistungsberechtigte mit einer ausländischen 
Staatsangehörigkeit eines Landes des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR), 
der Schweiz oder des Vereinigten Königreiches. Von diesen Personen befanden 
sich rund 149 000 seit weniger als einem Jahr im Regelleistungsbezug und rund 
143 000 waren bereits mehr als vier Jahre im Regelleistungsbezug. In der Be-
richterstattung zu den Dauern kommen aus auswertungstechnischen Gründen 
standardisierte Dauerklassen zur Anwendung. Andere oder abweichende Dau-
erklassen sind nicht Teil der Standardberichterstattung der Grundsicherungssta-
tistik.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 4 im Anhang zu entnehmen.

 9. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der arbeits-
suchenden Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich, die am 31. Dezember der Jah-
re 2010, 2015 sowie 2020 jeweils keinen Berufsabschluss besessen ha-
ben?

Nach Angaben der Arbeitslosenstatistik der BA waren im Dezember 2020 rund 
429 000 Personen mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit eines Landes 
des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR), der Schweiz oder des Vereinigten 
Königreiches in Deutschland als arbeitsuchend registriert. Von diesen Personen 
hatten 297 000 keinen bzw. keinen in Deutschland anerkannten Berufsab-
schluss.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 5 im Anhang zu entnehmen.
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10. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Anzahl der er-
werbstätigen erwerbsfähigen leistungsberechtigten Ausländer aus dem 
Europäischen Wirtschaftsraum, der Schweiz und dem Vereinigten König-
reich, die am 31. Dezember der Jahre 2010, 2015 sowie 2020 neben Ar-
beitslosengeld auch aufstockende Leistungen (Arbeitslosengeld II) erhal-
ten haben?

Aufstocker sind Leistungsbeziehende, die gleichzeitig Arbeitslosengeld nach 
dem SGB III und Arbeitslosengeld II nach dem SGB II beziehen. Nach Anga-
ben der Grundsicherungsstatistik der BA gab es im November 2020 (aktuellste 
Daten) rund 13 000 Aufstocker mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit ei-
nes Landes des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR), der Schweiz oder des 
Vereinigten Königreiches. Von diesen Personen gingen 1 900 einer Erwerbstä-
tigkeit nach.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 6 im Anhang zu entnehmen.

11. Wie hoch waren die Kosten für die Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitssuchende (bitte Leistungen und Verwaltungskostenanteil getrennt 
ausweisen) an Ausländer aus dem Europäischen Wirtschaftsraum, der 
Schweiz und dem Vereinigten Königreich im Jahr 2020 insgesamt, und 
wie haben sich diese in den Jahren 2010 bis 2020 entwickelt (bitte nach 
Jahren getrennt und in absoluten und relativen Zahlen angeben)?

Die Statistik der BA hat keine Informationen zu den Gesamtkosten der Leistun-
gen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Für Fragen zu Geldleistungen für 
leistungsberechtigte Personen im SGB II können von der Statistik die Zah-
lungsansprüche dargestellt werden. Dabei wird abgebildet, wie hoch die tat-
sächlich ausgezahlten Geldleistungen für die Person bzw. Bedarfsgemeinschaft 
waren. Aktuelle Daten liegen bis November 2020 vor. Aus diesem Grund wur-
de am aktuellen Rand die Summe der vergangenen 12 Monate von Dezember 
2019 bis November 2020 gebildet. In diesem Zeitraum betrugen die Zahlungs-
ansprüche für ausländische Staatsangehörige eines Landes des Europäischen 
Wirtschaftsraumes (EWR), der Schweiz und dem Vereinigten Königreich 
2,60 Mrd. Euro.
Weitere Ergebnisse sind der Tabelle 7 im Anhang zu entnehmen.
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